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Saarbrücken, den 04.09.2026 

Stellungnahme der Arbeitskammer des Saarlandes zum 
Entwurf einer Verordnung betreffend die zentrale Ansprech- 
und Beschwerdestelle „Sexualisierte Gewalt in Schulen“  

Externe Anhörung – Schreiben des Ministeriums für Bildung und Kultur vom 13. August 2026 

Zeichen: A4 – 2.90 

  

Sehr geehrter Herr Peifer, 

die Arbeitskammer des Saarlandes bedankt sich für die Gelegenheit zur Beteiligung an der 

externen Anhörung und nimmt zu dem Verordnungsentwurf wie folgt Stellung: 

Vorbemerkung 

Der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt im Kontext von Schule und die 

verlässliche Bearbeitung entsprechender Hinweise sind unverzichtbare Bestandteile des 

staatlichen Schutzauftrags. Niedrigschwellige, bekannte und professionell arbeitende 

Beschwerdestrukturen tragen dazu bei, dass Betroffene, Angehörige, Zeuginnen und Zeugen 

sowie Lehrkräfte und weitere an Schulen tätige Personen frühzeitig Unterstützung finden und 

zuständige Stellen handlungsfähig werden. 

Die Arbeitskammer begrüßt, dass mit der seit April 2023 bestehenden „Ombudsstelle für Opfer 

sexualisierter Gewalt in Schulen“1 eine Anlaufmöglichkeit außerhalb der einzelnen Schule beim 

Ministerium für Bildung und Kultur geschaffen wurde. Sie kann insbesondere dann einen wichtigen 

Zugang eröffnen, wenn Betroffene oder Hinweisgebende sich nicht an schulische 

Ansprechpersonen wenden möchten oder Zweifel am bisherigen Umgang mit einem Vorfall haben. 

Mit dem vorliegenden Verordnungsentwurf soll die Stelle unter der bereits im Gesetz zur Ordnung 

des Schulwesens im Saarland (Schulordnungsgesetz – SchoG) vorgesehenen Bezeichnung 

 

1 Vgl. Ministerium für Bildung und Kultur: Ombudsstelle für Opfer sexualisierter Gewalt in Schulen, Selbstbeschreibung 
vom 15.05.2023, URL: www.saarland.de/mbk/DE/schwerpunktthemen/ombudsstelle [abgerufen am 01.09.2026]. 

http://www.saarland.de/mbk/DE/schwerpunktthemen/ombudsstelle
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„zentrale Ansprech- und Beschwerdestelle ‚Sexualisierte Gewalt in Schulen‘“ organisatorisch und 

verfahrensrechtlich ausgestaltet werden.  

Für die Einordnung des Entwurfs wäre es hilfreich gewesen, in der Begründung zu erläutern, 

weshalb diese seit Ende 2023 im SchoG vorgesehene Konkretisierung per Rechtsverordnung erst 

jetzt erfolgt. Auch eine Darstellung der bisherigen Organisations- und Verfahrensvorgaben sowie 

der Erfahrungen aus der Arbeit der Ombudsstelle hätte die Bewertung erleichtert. So wäre besser 

nachvollziehbar gewesen, welche Änderungen gegenüber der bisherigen Praxis vorgesehen sind 

und auf welchen Erkenntnissen sie beruhen. 

Inhaltlich sieht die Arbeitskammer in einigen Punkten weiteren Konkretisierungs- oder zumindest 

Erläuterungsbedarf. Dies betrifft insbesondere Regelungsgegenstände, die § 1 Absatz 2b Satz 10 

SchoG ausdrücklich hervorhebt: die Zusammenarbeit mit anderen Stellen, die zu 

benachrichtigenden Stellen, Anlass und Zeitpunkt einer Benachrichtigung sowie angemessene 

und spezifische Vorgaben zur Berücksichtigung der Interessen betroffener Personen. Klarere und 

verbindlichere Vorgaben im Verordnungstext könnten dazu beitragen, verlässliche 

Verfahrenswege und einen betroffenenorientierten Umgang mit Meldungen sicherzustellen. 

Ergänzend enthält die Stellungnahme Hinweise zur praktischen Ausgestaltung und öffentlichen 

Bekanntmachung des Angebots sowie zu den übergreifenden Voraussetzungen wirksamer 

schulischer Prävention. 

Zu § 1 – Organisation 

Bereits die bisherige Ombudsstelle ist beim Ministerium für Bildung und Kultur angesiedelt. Der 

Entwurf führt diese Einbindung fort und sieht eine unmittelbare Unterstellung unter die 

Staatssekretärin beziehungsweise den Staatssekretär vor. Dies kann kurze Entscheidungswege 

ermöglichen und dem Anliegen innerhalb des Ministeriums besonderes Gewicht verleihen. Die 

Stelle bleibt damit Teil des Ministeriums, das zugleich die oberste Schulaufsichtsbehörde des 

Saarlandes ist. 

Die zentrale Ansprech- und Beschwerdestelle ist daher von unabhängigen Beratungs-, 

Begleitungs- und Aufarbeitungsangeboten zu unterscheiden. Während etwa für Ombudsstellen der 

Kinder- und Jugendhilfe nach § 9a SGB VIII unabhängiges und fachlich nicht 

weisungsgebundenes Arbeiten ausdrücklich vorgeschrieben ist, enthält der vorliegende 

Verordnungsentwurf keine entsprechende ausdrückliche Absicherung. Die Zugehörigkeit der Stelle 

zum Ministerium sowie ihre Aufgaben und Befugnisse sollten daher in der öffentlichen Darstellung 

stets für alle Zielgruppen angemessen ersichtlich werden. Eine künftig einheitliche Verwendung 

der gesetzlich vorgesehenen Bezeichnung „zentrale Ansprech- und Beschwerdestelle 

‚Sexualisierte Gewalt in Schulen‘“ kann zusätzlich zur besseren Orientierung beitragen. 
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Entscheidend ist, dass Betroffene und Hinweisgebende direkt erkennen können, welche 

Unterstützung die Stelle bietet und wie sie organisatorisch eingebunden ist.  

Erläutert werden sollte zudem, wie mit Mitteilungen umgegangen wird, die zugleich das bisherige 

Handeln des Ministeriums im Zusammenhang mit einem Vorfall beanstanden. Insbesondere sollte 

für Hinweisgebende und Betroffene nachvollziehbar sein, wie eine unvoreingenommene 

Bearbeitung gewährleistet wird, wenn das Vorgehen der für die weitere Bearbeitung zuständigen 

Personen selbst Gegenstand der Mitteilung ist. Die hierfür vorgesehenen organisatorischen 

Vorkehrungen sollten bereits vor einer Kontaktaufnahme in verständlicher Form zugänglich sein.  

Die sensible Aufgabe der Stelle setzt spezifische Fachkompetenz im Umgang mit sexualisierter 

Gewalt und eine betroffenenorientierte Gesprächsführung voraus. Dafür sind eine entsprechende 

Qualifikation, regelmäßige Fortbildung und der Zugang zu spezialisierter fachlicher Beratung 

erforderlich. Ebenso muss eine verlässliche Erreichbarkeit einschließlich geregelter Vertretung 

gewährleistet sein. Der Entwurf enthält hierzu keine näheren personellen oder fachlichen 

Anforderungen. Diese sollten unter Einbeziehung spezialisierter Fachstellen bestimmt und ihre 

verbindliche Verankerung in der Verordnung geprüft werden. 

Zu § 2 – Aufgaben 

In der Begründung wird die Formulierung „Mitteilungen, die den schulischen Kontext betreffen“ 

nach § 2 Satz 1 des Verordnungsentwurfs unseres Erachtens zutreffend weit ausgelegt und 

bezieht unter anderem Schulwege, Schulpraktika und Schullandheimaufenthalte ein. Die 

wesentlichen Eckpunkte des Zuständigkeitsbereichs sollten jedoch auch im Verordnungstext 

selbst festgehalten werden. Dabei sollten außerunterrichtliche Bildungs- und Betreuungsangebote 

unter schulischer Aufsicht sowie digital vermittelte Vorfälle ausdrücklich berücksichtigt werden. 

Ebenso sollte – zumindest in der Beschreibung der Stelle – direkt erkennbar sein, dass neben 

Übergriffen durch Lehrkräfte und sonstige an Schulen tätige Personen auch solche unter 

Schülerinnen und Schülern oder durch Dritte erfasst werden, sofern ein schulischer Bezug besteht. 

Zur besseren Orientierung sollte desgleichen explizit erläutert werden, dass auch Angehörige, 

Beschäftigte und weitere Hinweisgebende die Stelle kontaktieren können und eine aktuelle 

Schulzugehörigkeit hierfür nicht erforderlich ist.  

Die bisher eröffneten Möglichkeiten einer Kontaktaufnahme ohne Nennung eigener Kontaktdaten 

und der Mitteilung zurückliegender Vorfälle sollten ebenso festgehalten oder zumindest in der 

Darstellung berücksichtigt werden. Für die praktische Umsetzung sollte diesbezüglich ergänzend 

geprüft werden, ob ein geschützter digitaler Meldeweg eingerichtet werden kann, der auch ohne 

Angabe persönlicher Kontaktdaten Rückfragen und Rückmeldungen ermöglicht, etwa über ein 

zugangsgeschütztes Postfach oder ein anderes anonymes Hinweisgebersystem. Die technische 

Ausgestaltung sollte unter Einbeziehung von Datenschutz- und IT-Sicherheitsfachleuten erfolgen. 
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Bedienung und Erläuterungen sollten insbesondere für Kinder und Jugendliche verständlich sein 

und auch die Grenzen der Anonymität deutlich machen. 

Zum Hinweis auf die Einhaltung des Dienstwegs in § 2 Satz 2 sollte erläutert werden, unter 

welchen Voraussetzungen Lehrkräfte die zentrale Ansprech- und Beschwerdestelle unmittelbar 

kontaktieren können. Dabei sollte insbesondere deutlich werden, ob eine solche Kontaktaufnahme 

bestehende dienstliche Melde- oder Informationspflichten erfüllt oder ob zusätzlich Vorgesetzte zu 

informieren sind und in welcher zeitlichen Abfolge dies erfolgen soll. 

Über die Eingangsbestätigung hinaus sollten Hinweisgebende, soweit eine Kontaktmöglichkeit 

besteht, im rechtlich zulässigen Umfang über den weiteren Bearbeitungsweg informiert werden. 

Bei fehlender Zuständigkeit des Ministeriums sieht der Entwurf lediglich einen Verweis auf andere 

Hilfsangebote vor, soweit dies möglich ist. Ergänzend sollte geprüft werden, ob auf Wunsch der 

betroffenen Person eine unterstützte Kontaktvermittlung unter Wahrung der 

datenschutzrechtlichen Voraussetzungen ermöglicht werden kann. Dies könnte den Zugang zu 

geeigneter Unterstützung erleichtern, gerade wenn die erste Kontaktaufnahme bereits erhebliche 

Überwindung gekostet hat. 

Zu § 3 – Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

§ 1 Absatz 2b Satz 8 SchoG unterscheidet zwischen gewichtigen Anhaltspunkten für den Verdacht 

einer Kindeswohlgefährdung und zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkten für eine verfolgbare 

Straftat. § 3 des Verordnungsentwurfs greift dagegen nur den Straftatverdacht auf. Zudem 

übernimmt er die gesetzliche Formulierung der „zur Ahndung und Verfolgung zuständigen Stellen“, 

ohne diese näher zu benennen. Dabei sieht § 1 Absatz 2b Satz 10 SchoG ausdrücklich eine 

nähere Regelung der zu benachrichtigenden Stellen durch Rechtsverordnung vor.2  

Die Arbeitskammer spricht sich dafür aus, beide Fallkonstellationen mit ihren jeweiligen 

Voraussetzungen aufzugreifen und die Adressaten – insbesondere Polizei beziehungsweise 

Staatsanwaltschaft und das zuständige Jugendamt – sowie die Benachrichtigungswege zu 

konkretisieren. Kinderschutz und Strafverfolgung sollten als unterschiedliche, gegebenenfalls 

parallel erforderliche Handlungswege erkennbar sein. 

Klärungsbedarf besteht auch hinsichtlich der Verantwortlichkeiten und des Zeitpunkts einer 

Benachrichtigung. Während der Verordnungstext die Stelle bei entsprechenden Anhaltspunkten für 

eine Straftat zur unverzüglichen Weitergabe berechtigt, beschreibt die Begründung grundsätzlich 

 

2 § 1 Abs. 2b Satz 10 SchoG: „Das Nähere zu Aufgaben, Organisation und Zusammenarbeit mit anderen Stellen, insbe-
sondere zu den zu benachrichtigenden Stellen sowie Zeitpunkt beziehungsweise Anlass der Benachrichtigung, ebenso 
wie angemessene und spezifische Vorgaben zur Berücksichtigung der Interessen der betroffenen Personen regelt das 
Ministerium für Bildung und Kultur durch Rechtsverordnung.“ 
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ein abgestimmtes Vorgehen und eine Anzeige durch die intern zuständigen Stellen. Es sollte 

eindeutig geregelt werden, wer über die Weitergabe entscheidet, wer sie veranlasst und wie bei 

besonderer Dringlichkeit vorzugehen ist. Interne Abstimmungen dürfen notwendige 

Schutzmaßnahmen nicht verzögern. 

Die Begründung enthält außerdem Hinweise zur Berücksichtigung des Willens betroffener 

Personen, zur Abwägung möglicher Gefährdungen durch eine Weitergabe und zur bedarfsweisen 

Einbeziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft. Entsprechende Verfahrensvorgaben fehlen im 

Verordnungstext. Die Arbeitskammer plädiert dafür, diese Schutzvorkehrungen unter 

Einbeziehung der Kinderschutzfachpraxis zu präzisieren und verbindlich zu verankern. 

Über die Zusammenarbeit mit Behörden hinaus sollte § 3 auch die Zusammenarbeit mit vom 

Ministerium unabhängigen Fachberatungsstellen aufgreifen. Gemeint sind dabei insbesondere die 

Abstimmung von Unterstützungsangeboten und die Klärung von Vermittlungswegen, nicht eine 

automatische Weitergabe personenbezogener Angaben. Ziel sollte sein, Betroffenen neben der 

Bearbeitung ihrer Mitteilung durch das Ministerium auch den Zugang zu unabhängiger Beratung 

und Unterstützung zu erleichtern (vgl. auch Empfehlungen a.a.O. zu § 2 – Aufgaben). 

Zu § 4 – Verarbeitung personenbezogener Daten 

Eine vertiefte datenschutzrechtliche Bewertung ist nicht Gegenstand dieser Stellungnahme. 

Angesichts der besonderen Sensibilität der verarbeiteten Informationen hält die Arbeitskammer 

eine fachliche Prüfung unter Einbeziehung der zuständigen Datenschutzaufsicht für wesentlich, 

soweit diese nicht bereits erfolgt ist. 

Die Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten sind nach Maßgabe des Artikels 12 

Absatz 1 DSGVO verständlich und leicht zugänglich sowie in klarer und einfacher Sprache 

bereitzustellen. Aus Sicht der Arbeitskammer sollten dabei insbesondere die Verwendung und 

mögliche Weitergabe der Angaben sowie die Grenzen vertraulicher Behandlung nachvollziehbar 

erläutert werden. Den Verständnismöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen ist besonders 

Rechnung zu tragen.3  

Zu § 5 – Berichtspflichten 

Die Arbeitskammer begrüßt eine jährliche Berichterstattung. Die drei vorgesehenen Kennzahlen 

geben vor allem Auskunft über das Aufkommen von Mitteilungen, ihre interne Weiterleitung und 

darüber, wie viele Mitteilungen bei den Strafverfolgungsbehörden zur Anzeige gebracht wurden. 

 

3 Art. 12 Abs. 1 DSGVO verlangt u.a. Informationen in verständlicher und leicht zugänglicher Form sowie in klarer und 
einfacher Sprache; dies gilt insbesondere für Informationen, die sich speziell an Kinder richten. 
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Für den in der Begründung genannten Beitrag zu „präventiven Maßnahmen“ sollte der Bericht 

ergänzend Hinweise auf strukturelle Problemlagen und Unterstützungsbedarfe zusammenfassen, 

soweit diese aus den verfügbaren Erkenntnissen hervorgehen. Meldungszahlen allein lassen 

weder das tatsächliche Ausmaß sexualisierter Gewalt an Schulen noch die Wirksamkeit der 

Schutzmaßnahmen verlässlich beurteilen. 

Der Entwurf sieht eine Berichterstattung an die Hausleitung, jedoch keine Veröffentlichung vor. Die 

Arbeitskammer regt an, eine datenschutzgerecht aufbereitete Kurzfassung etwa für Schulen, 

Fortbildungs- und Fachberatungsstellen zugänglich zu machen. Sie sollte übergreifende 

Erkenntnisse und daraus abgeleitete Verbesserungsmaßnahmen darstellen. Schulen und 

Fachstellen könnten daraus Hinweise zur Weiterentwicklung von Meldewegen, Schutzkonzepten 

und Fortbildungen gewinnen. Angaben, die auch in Verbindung mit öffentlich bekannten 

Informationen Rückschlüsse auf beteiligte Personen ermöglichen könnten, müssten entfallen. 

Sonstige Anmerkungen 

 Niedrigschwelliger Zugang und öffentliche Information 

Bereits die Begründung zum Entwurf zur Änderung des SchoG von 2023 betont, dass die zentrale 

Ansprech- und Beschwerdestelle einen direkten, niedrigschwelligen Zugang zur 

Schulaufsichtsbehörde eröffnen soll.4 Dazu gehört unseres Erachtens wesentlich, dass Betroffene 

und weitere Hinweisgebende die Stelle kennen und sich vor einer Kontaktaufnahme altersgerecht, 

barrierearm und ohne Zugang zu schulinternen Plattformen über ihre Arbeitsweise informieren 

können.  

Die von der Arbeitskammer geprüfte öffentliche Darstellung der bisherigen Ombudsstelle auf der 

Internetseite des Ministeriums lässt zudem offen, welche Personen als Ansprechpersonen zur 

Verfügung stehen und ob Wünsche hinsichtlich des Geschlechts der Ansprechperson 

berücksichtigt werden können.5  

Entsprechende Informationen könnten mehr Vertrauen schaffen und Unsicherheiten verringern. 

Angegebene Kontaktwege müssen eindeutig auffindbar und nutzbar sein. Zudem sollte 

ausdrücklich vermittelt werden, dass eine Kontaktaufnahme auch bei Unsicherheiten möglich ist 

und ein Vorfall nicht bereits eindeutig eingeordnet oder benannt werden muss.  

 

4 Landtag des Saarlandes, Drucksache 17/487 vom 5. Juli 2023, Begründung zu Artikel 2, S. 39–40. 
5 Vgl. Ministerium für Bildung und Kultur: Ombudsstelle für Opfer sexualisierter Gewalt in Schulen, Selbstbeschreibung 
vom 15.05.2023, URL: www.saarland.de/mbk/DE/schwerpunktthemen/ombudsstelle [abgerufen am 01.09.2026].  

http://www.saarland.de/mbk/DE/schwerpunktthemen/ombudsstelle
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Handlungsbedarf bei der Bekanntmachung sieht auch die Landesschülervertretung: Nach einem 

Bericht des Saarländischen Rundfunks (SR) vom 17. Juni 2026 forderte sie, für einen höheren 

Bekanntheitsgrad der Ombudsstelle Sorge zu tragen, da diese vielen Schülerinnen und Schülern 

immer noch unbekannt sei.6 Die Ausgestaltung der öffentlichen Information sollte auch unter 

Einbeziehung junger Menschen und spezialisierter Fachberatungsstellen überprüft werden. 

 Schulische Prävention und fachliche Unterstützung 

Die zentrale Ansprech- und Beschwerdestelle ist ein wichtiger Baustein des schulischen Schutzes, 

ersetzt jedoch keine kontinuierliche pädagogische Prävention. Dazu gehören neben gezielten 

Präventionsangeboten auch Medienpädagogik und eine sexuelle Bildung. Das Fachportal „Schule 

gegen sexuelle Gewalt“ hält hierzu fest: „Pädagogische Prävention ist mehr als Sexualpädagogik, 

aber ohne Sexualpädagogik wäre Prävention unzureichend.7 Eine alters- und 

entwicklungsgerechte sexuelle Bildung geht über biologisches Wissen hinaus und thematisiert 

Körper, Gefühle, Beziehungen, Selbstbestimmung und die Achtung von Grenzen. Sie kann 

Kindern und Jugendlichen helfen, Erfahrungen einzuordnen, Grenzverletzungen zu erkennen und 

sich mitzuteilen. Die Verantwortung für ihren Schutz liegt gleichwohl bei den Erwachsenen und 

den zuständigen Institutionen. 

Alle an Schulen tätigen Personen, einschließlich des nichtpädagogischen Personals, benötigen 

grundlegende Kenntnisse über sexualisierte Gewalt sowie Orientierung, wie sie auf Hinweise oder 

Mitteilungen angemessen reagieren und an wen sie sich wenden können. Lehrkräfte und weitere 

pädagogisch Tätige brauchen darüber hinaus Sicherheit im alters- und entwicklungsgerechten 

Sprechen über Sexualität, Selbstbestimmung und Grenzen. Ebenso brauchen Schulen für die 

Entwicklung und dauerhafte Umsetzung schulischer Schutzkonzepte spezialisierte 

Fachberatungsangebote in ausreichendem Umfang. Entscheidend ist, dass ihre personellen 

Kapazitäten dem Unterstützungsbedarf der Schulen entsprechen. Nach Angaben eines SR-

Berichts vom 17. Juni 2026 hatten viele Schulen die seit Sommer 2024 geltende Vorgabe noch 

nicht umgesetzt. Während das Bildungsministerium nach SR-Informationen keine Angaben zur 

Zahl der bereits vorliegenden Schutzkonzepte machen konnte, verwies der Kinderschutzbund auf 

fehlendes externes Fachpersonal zur Unterstützung der Schule.8 Das Ministerium sollte den 

Umsetzungsstand schulischer Schutzkonzepte und die Unterstützungsbedarfe der Schulen 

regelmäßig erfassen und eine bedarfsgerechte Fachberatung sowie entsprechende Aus- und 

 

6 Wachs, Sabine: Mehr Schutzkonzepte gegen sexualisierte Gewalt an Schulen gefordert, Saarländischer Rundfunk, 
17.06.2026, URL: www.sr.de/sr/home/nachrichten/panorama/schutzkonzepte_ombudsstelle_sexualisierte_gewalt_lehr-
kraefte_gegen_schueler_100.html [abgerufen am 02.09.2026]. 
7 Unabhängige Bundesbeauftragte gegen sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen: Schule gegen sexuelle 
Gewalt – Präventionsangebote, Abschnitt „Sexualpädagogik“, URL: www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de/bestandteile 
[abgerufen am 02.09.2026]. 
8 Vgl. Wachs, a. a. O. (Fußnote 7). 

http://www.sr.de/sr/home/nachrichten/panorama/schutzkonzepte_ombudsstelle_sexualisierte_gewalt_lehrkraefte_gegen_schueler_100.html
http://www.sr.de/sr/home/nachrichten/panorama/schutzkonzepte_ombudsstelle_sexualisierte_gewalt_lehrkraefte_gegen_schueler_100.html
http://www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de/bestandteile
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Fortbildungsangebote sicherstellen. Soweit wesentliche Erkenntnisse daraus nicht bereits 

öffentlich zugänglich sind, sollte es diese zumindest bei einschlägigen Anhörungsverfahren von 

sich aus bereitstellen, damit Erfahrungen aus der Praxis in die Bewertung und Weiterentwicklung 

der Regelungen einfließen können.  

Mit freundlichen Grüßen  
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